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Budgetdebatte

WIENERGEMEINDERAT
Sitzung vom 13 . Dezember1929

VorsitzenderGB. Hofbauereröffnetum16Uhrdie Sitzung .DerGemeinde¬
rat setzt die Spezialdebatte über die Verwaltungsgruppe für Wohlfahrtswesen

und soziale Verwaltung fort .

GR .Hörmayer( . . )kritisiert ,dass in der Wohlfahrtspflege derBürokra
tismus die Arbeit lähmt . Erbeschäftigt sich dann mit der Schulpflege ,für die

er einen grösseren Aufwandverlangt,über die Säuglingswäscheund überdas
Stadion . Obwohlder Gemeinderatfür das Stadion schon fünfeinhalbMillionen
Schilling bewilligt hat ,weiss mannoch immernicht ,was eigentlich imPrater
gebaut wird .Es muss dringendst verlangt werden ,denGemeinderat über den Bau

desStadionseingehendstaufzuklären .SchliesslichbeantragtGR. Hörmayer,
allen erwerbsunfähigen und fürsorgebedürftigen alten Leuten von 70Jahren

und darüber die Höchstpfründe von 56 Schilling zu geben und entsprechend der
am 4 .Oktober automatisch erfolgten Ergöhung der Erhaltungsbeiträge auch die

Pflegegelder und Pflegebeiträge zu erhöhen .( Beifall bei der . . )
GR. Pfeiffer( . . )führtaus ,dassschondasBruttoerfordernisvon

112MillionenSchillingfür dasWohlfahrtswesendie grosseBedeutungdessel-¬
benkundgibt .Dassgeradediese Verwaltungsgruppedas höchsteErfordernisau¬
weist,ist selbstverständlich ,da es die erste und vornchmste Aufgabe der Go¬

meindeist,Fürsorgezu betreiben ,dafürzu sorgen ,dasses in dieserStadt
keine Notleidendengibt .DemBruttoerfordernis stchen 17 Millionen anBrutto¬
einnahmen gegenüber ,sodass der Nattoaufwand über 94 Millionen Schilling be¬
trägt . Bedauerlicherweiseaber werdenfür diesen Nettoaufwandfür dasWohl¬
fahrtswesen79 MillionenSchilling durdhdie Fürsorgeabgabeaufgebracht ,die
wohl die drückendste Steuer darstellt ,die das Erwerbs -undWirtschaftsleben

schwar unterbindet .GR. Pfeiffer kommt dann auf die Verpflegskostenrückstände

zu sprechen ,die das Ausland der Stadt Wienschuldet .Die Tatsache ,dassUngan
Polen und die Tschechoslowakei nichts zahlen ,ist eine europäische Schande

undes ist dringendgeboten ,andie Regierungzuappellieren ,damitenergisch
diplomatischeSchritte zur Liquidierungdieses - Skandalsunternommenwerden.
GR. Pfeifferlehnt sodannden Armensammeltagals der GemeindeWienunwürdig
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ab,seine nächsten Ausführungengelten der Sportförderung .Für diekörperliche

Erziehungist einAufwandvon75. 000Schillingvorgesehen.Dasist wohlherzlich
wenig ,wozunochkommt,dassein grosserTeildieserGelderleiderfürpartei¬
politische Zweckeverwendetwird ,obwohles in der Frageder körperlichenEr¬
tüchtigung insbesondereunserer Jugendkeine Weltanschauunggebensoll . GR.
Pfeiffer kritisiert ,dass das Stadionkomiteenicht mehreinberufenund

dadurchdenKomiteemitgliederndie Möglichkeitgenommenwird ,sich überden
FortgangderArbeitenzuinformieren.MitdemBaudesStadionsalleinistaber
nicht alles für die körperlicheErtüchtigunggetan .AufdiesemGebietmussnoch
viel ernsteundgewissenhafteArbeitgeleistetwerden .SozumBeispielderBau
einer Sporthalle im Zentrum der Stadt ,wozu gerade die Gemeinde berufen ist ,

dieInitiativezuergreifen .Notwendigerjedochist dieAnlagevonUebungsplät¬
zen ,die für eine durchgreifende körperliche Ertüchtigung unerlässlich sind ,
GR .Pfeiffer schliesst seine Ausführungenmit demAppell ,den Körpersportvon
jeder Parteipolitik zu befreienundihmzu einer SachedesganzenVolkeszu
machen .( Beifall bei derMinderheit ) .

GR. Brinke( . . )bemerkt ,für dasWohlfahrtswesensei einesehr
respektableSummeausgeworfen,aberdiesehoheSummereicht nichthin ,um
amlen Anforderungen zu entsprechen .Darin zeigt sich der innere Widerspruch

der sozialdemokratischen Verwaltung .Diese Verwaltunghat unser ganzesWirt¬

schaftslebenlahmgelegt ,so dassein grosserTeilderWienerfürsorgebedürf-¬
tig senfstwird :DieArbeiterundAngestelltenbenötigenkeineFürsorge ,son¬
dern vor allem Arbeit und Brot .Unddie Gemeindemüsste daher ,statt eine
unzureichende Fürsorge zu tätigen ,vor allem den Arbeitern und Angestellten

Arbeit und Verdienst schaffen .Der Fedner bestreitet sodann ,dass das Wohl¬

fahrtswesenWiensals vorbildlich bezeichnet werdenkönne ,indemer aufdie
Wohlfahrtspflege in anderen Grosstädten ,vor allem in MünchenundPerlin
hinweist ,und hiebei insbesondere die öffentlichen Ausspeisungen in München
und die Einrichtung des Obdachlosenheimes in Berlin ausführlich bespricht .

Er weist auch darauf hin ,dass in Münchendie Durchschnittssrente vierzig
bis fünfzig Mark ,bei uns aber rund zwanzig Schilling beträgt ,wobei in

München zu dieser Rente noch Zuschläge und vor allem noch Familienzuschlä¬

ge kommen .Er verlangt eine Aufstellung über die Höhe der den einzelnen

RentnerngewährtenRentenundführt dannKlagedarüber ,dasssich auchdas
Wohlfahrtswesen von der Parteipolitik nicht los machen könne .Das zeigt sich

am besten bei Vergekung von Subventionen an die Sportorganisationen .ImJahre
1929 haben die an Mitgliederzahl und sportlichen Finrichtungen schwächeren

sozialdemokratischen Organisationen von demGesamtbetrag für Subventionen
drei Viertel bekommen und ebenso sind aus den Handgeldern die demStadtrat



Gemeinderatssitzungvom13. Dezember1929 .III . Blatt.
zurfreienVerfügungstehen ,vorallemsozialdemokratischeOrganisationen
beteiltworden.Wirhabenwiederholtgefragt ,machdelchemSchlüsseldie
Subventionenterteiltwerden,manistunsbisheutedieAntwortschuldigge¬

blieben .DieGemeindeverwaltunghatdieInteressenderWienerzuvertreten
undauchdie Nichtsczialdemokratenin dieserStadtsindWienerundhaben
ein Rechtdarauf mit den Sozialdemokratengleich zu behandelt werden .( Leb¬
hafterBeifallbeider . . )WirwerdengegendiesesSystemschrankenloser
ParteiherrschaftauchweiterhinkämpfenundsolangeSiediesePolitikder
Gewaltbetreiben,kanneskeineVerständigunggeben .(LebhafterBeifall
beider . . )DerRednerappelliertzumSchlusseandenStadtratTandler
die Subventionenendlichnacheinemgerechten" asstabzu verteilen .( Leb¬
hafter Beifall bei der . . )

GR.Heinrich( . . )bemerkt,esseizuUedauern,dassselbstin
derriedhofsverwaltungParteipolitikbetriebenwerde.WährendfürdieEr¬
haltungderAnlagenundGehwegein12Friedhöfenimganzen244. 000Schilling
eingesetztsind ,ist fürdasKrematoriumallein37. 000Schillingvorgesehen.
DerRednererinnertsodanndaran ,dassdieHernalserBezirksvertretungwie¬
derholt undimmerohneErfolg die Erweiterungdes Hernalser Friedhofesver¬
langthabe ,wovoreinigenJahrendieSperredesBelagsvonPigengräbern
verfügtwurde .DieGemeindekönntediesenFriedhofleichterweitern ,dasie
sowohlselbst GrundundBodenhat undundAnrainersich auchbereiter¬
klärt haben ,ihren Grundder Gemeindezur Verfügungzu stellen .Esmüssten
nachderErweiterungnichtnurEigengräber ,sondernauchSchachtgräberge¬
schaffenwerden ,damitdie armeBevölkerungdes 17. Pezirksihre Totenin

der nächsten Nähebestatten können ,( Beifall bei der . . )
Stand des

GR. Körber( . . )führt darüberKlage ,dass derBürgerspitalsfonds
sichvonJahrzuJahrverschlechtere,FürdasJahr1930wirddiesemFonds
einSebarungsabgangvonübereinerMillionSchillinginAnrechnung-gebracht
undbiszumJahre1930hatderAbgangdieansehnlicheSummevonüberzehn
Millionenerreicht ,währenddieserFondin früherenJahrenimmereinen
Ueberschussgehabthat .DerFondskommtdadurchin eineimmerschlimmere

Lage .EineAufstellungüberdasunbeweglicheVermögendesBürgerspital¬
fonds zeigt sein gewaltiges Vermögen .In der Leopoldstadthat ergrosse

Grundflächenbesessen ,diejedochvonderGemeindeverbautwurden.DieGe¬
meindezahltdafüreinenPappenstiel,FürdieGründedesehemaligenBürger¬
versorgungshauseswurdenden Fondsbloss 5200Schilling gutgebucht .DerRed¬
nerbesprichtsodanndasBettlerunwesenin Wien,dasdemAnsehenderStadt536
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gewissnichtförderlichist .Esist dahernotwendig ,gegendasBettlerwesen
einzuschreiten .( Beifall bei der Minderheit ) .

In seinem Schlusswort erwidert Professor Dr . Tandler auf die Aus¬

führungender einzelnenRedner ,Bezüglichder VerteilungderSäuglingswäsche,
erklärt der Referent ,dass sie ein Erziehungsmittelfür die Mütterist .Es
werden jährlich gegen 12,000 Pakete Säuglingswäsche verteilt ,von denen nur

eine ganz geringe Zahl an bemitteltere Mütter abgegeben werden .Hinschtlich

der Leistungen der Gemeinde auf dem Gebiet der Arbeitslosenfürsorge stellt

ProfessorDr ,Tandlerfest ,dasses imZusammenwirkenmitdemBundgelungen
ist ,vieleVerbesserungenimArbeitsnachweisundin denAuszahlungsstellen
Gurchzuftihren .Sowirdder Arbeitsnachweisvom23. Dezemberan vomWimberger
in die Stumpergasseverlegt .Derneue Nachweiswird die Amtsvorstehung ,alle
Agenden der Arbeitslosenversicherung und die Koptrolle für ungelernte Hilfs¬
arbeiter bis zu 22 Jahren umfassen .Die Vermittlung und Kontrolle für unge¬
lernte Hilfsarbeiterinnen bis zu 22 Jahren kommt in die Rosinagasse .Ferner

wurdederAuszahlungsmechanismusaufein MinimumdesPeitaufwandesreduziert .
Eine Reihe von neuen Arbeitsvermittlungsstellen ist in Aussicht genommen .
Bezüglich des Stadions erklärt der Referent ,dass mit AusnahmedesAufgebens

der Ueberdachungan denseinerzeitigen Plänennichts geändertwurde .Würde
der Bund für den Bau des Stadions die produktive Arbeitslosenquote zur Verfü

güng stellen ,könnte das Dach gebaut werden .So aber kostet die Prrichtung

der Ueberdachungso viel ,dass die GemeindedavonAbstandnehmenmusste .
AufdenVorwurfderparteimässigenVergebungvonSubventionenanSportver¬
eine erklärt Professor Dr .Tandler ,dass es sehr notwendig wäre ,dass alle
öffentlichen Körperschaften jede Ausgabe für eine Subvention fatieren .Die

Vereinigungen wieder müssen ebenfalls Rechnung legen .Solange das nicht ge¬

schieht ,kanndie GemeindeWienvon ihremStandpunktnicht abgehen .Am
Schlusse seiner Ausführungen kommtStadtrat Frofessor Tandler auf die sei¬
nerzeitige Rede des Gemeinderates Angermayerüber die Verwahrlosungdes
Heldenfriedhofes zurück ,und bemerkt ,er selbst hatte damals demGR. Anger¬

habe sichmayerin etwaszuweitgehenderWeisezugestimmt .Er aber amnächsten
Tagepersönlich vondemZustanddes Heldenfriedhofesüberzeugt ,warnser
davon auch Photographien anfertigen lassen und stelle diese Photographien
den Gemeinderäten zur Verfügung ,damit sie diese Lichtbilder derseiner¬

zeitigen Peschreibung des GR. Angermayerentgegenhalten können .DieseBe¬
merkungen des StR . Professor Tandler rufen auf den Bänken der Einheitsliste

zahlreiche Zwischenrufe hervor .GR. Angermayerruft :Der Zustand ist ein
Skandal !Das sind maufwurfshügelund keine Gräber !Wir werdendaraufnoch
537
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zurückkommen !GR. Kunschak:Dassind wahrscheinlichPhotographienala
Potemkin !GR. Schleifer :DasGeschreiverdeckt nicht die WahrheitderPho¬
tographie .Unter zahlreichen Zwischenrufen auf der rechten undlinken
Seite des Hausesschliesst StR .Tandlerseine Ausführungen ,indemerbittet ,
der Verwaltungsgruppe III die Zustimmung zuerteilen ,

Es wird nun über die Verwaltungsgruppe I und III abgestimmt und

die Budgetposten dieser Fruppe angenommen .Bei der Abstimmungüber die im

Laufeder bisherigenPebatte gestellten Anträgewirdder 4
in der Generaldebatte gestellte Antrag Rummelharts ;betreffend die Schul¬
leiterernennungen und der zu Gruppe III gestellte Antrag Wawerkaabge¬

lehnt und die zu Gruppe I gestellten Anträge der geschäftsordnungsmässi¬

gen Behandlungzugeweisen ,
Eswirdsodanndie SpezialdebatteüberdasPudgetunterbro¬

chenundamtsführenderStadtrat Speiser berichtetüber
einen neuen Arbeitsvertrag für dieStrassenbahner .

Er führt aus :Der vorliegende Vertrag wurde in langwierigen Verhandlungen
mit den Pediensteten ausgearbeitet .Ausdemneuen" ertrag sindbesonders
zu erwähnen eine terbesserte ,den Arbeitserfolg steigernde Arbeitsvertei¬

lung in der Hauptwerkstätte ,der OberbauwerkstätteundderKraftstellwa¬
genwerkstätte .Die Leistungszulage wird an ein vorgeschriebenes Arbeitsaus¬

mass geknüpft und kann bei einer Unterleistung aberkannt werden .Durch
eine zweckentsprechende Diensteinteilung wird auch imBahnerhaltungsdienst

eine Arbeitssteigerung herbeigeführt werden .Aehnliche Pestimmungenent¬
hält der neue Vertrag auch für die Wagenrevisionen .Beim" erkstättenper¬

sonalwirdzur ErreichungeineseinheitlichenLohnsystemsstatt derbis¬
herigen einjährigen eine zweijährige Vorrückungsfristfestgesetzt .Das
Werkstättenpersonal erhält einen Anfangsbezugvon 258 und einenEndbezug
von 100Schilling ,beziehungsweise290und 388Schilling monatlich .Der
angelernte Arbeitert nach demneuen ertrag einen Anfangsbezugvon
222undeinenEndbezugvon380 ,beziehungsweise265und358Schillingmo¬
natlich .Sie ungelernten Arbeiter erhalten einen Anfangsbezug von 206und

einen Endbezugvon 354 ,beziehung:weise 243 und 332 Schillingmonatlich .
DieBezugsaufbesserungenfür das Werkstättenpersonalerfolgeninder
gleichenHöhe ,wiedie schonimJuni beschlossenenErhöhungenfürdas
Fahrpersonal .Die AutobusbedienstetenwerdendemKollektivvertrag fürdas
Fahrpersonal der Strassenbahnen unterstellt ,wobei gewisse Pestimmungen ,die
mitder EigenartdiesesBetriebeszusammenhängen,eingeschaltetwordensind .
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DieVorlageenthält auchdie Bestimmung,dass alle Pedienstetenderstädti¬
schen Strassenbahnen einen vierzehnten Monatsgehalt bekommen .Beantragt wer¬

den ferner einige Aenderungenin der Dienstordnung ,die sich vor allemauf
die Löschungvon Dsiziplinarstrafen und auf die Strafnachsicht erstrecken .

DurchdieseVorlageerhoffenwirunsfür denStrassenbahnbetrieb
im interesse der Pevölkerung eine allen wirtschaftlichen Frundsätzen genü¬

gende Petriebsführung .( Lebhafter Beifall bei der Wehrheit ) .
GR .Haider ( . . )erklärt ,dass durch die Wirtschaftlichkeit dieden

neuenVertraginnewohnt ,das Personal rücksichtslos ausgeschundenwird .Dem
Angestellten werdenzehnSchilling gegeben ,dafür wird ihmaber umzwanzig
Schilling Lebenskraftgenommen.Mit dieser Methodemussgebrochenwerden .Beim
Bundforderndie sozialdemokratischenAbgeordnetenimmerdieGleichstellung
det Altpensionistenmit den Neupensionisten .Hier in derGemeindeverwaltung
aber gehen sie rücksichtslos über die Pensionisten hinweg .( GR .Holaubek :Die

Behandlung dr Pensionisten ist ein Skandal . DiesenStandpunkt derGemeinde
kennzeichnet auch die Antwort ,die St . . Speiser einer Pensionistendeputation

die eine wesentliche Verbesserung ihres Lebensstandartes erreichen wollte ,
gegeben hat . Sielautete nämlich :Für Leute die spazieren gehen ,haben wirkein

Geld .( St . . Speiser :Den Ausspruch habe ich niemals getan ! )Der Rednerkriti¬

siert sodann ,dass es unmöglichist ,auch nur einen nichtmarxistischenAnge¬
stellten undArbeiter bei der Gemeindeunterzubringen .Aufdiese Art sinddie
städtischen Unternehmungen zu wahren Brutstätten der Marxisten ggworden .( Bei¬

fall bei der Minderheit ) .
GR .Gschladt ( . . ) erkkärt ,dass auch diesem Vertrag der schwere Mangel

anhaftet ,nur zufolge einer einseitigen Verabredung zustandegekommen zu sein .
Die städtischen Angestellten werden nicht ausnahmslos von einer Gewerkschaft
vertreten und wir fordern ,dass der Dienstgeber bei Verhandlungen mit den An¬

gestellten alle Teile der Angestllten zu hören hat .Es ist unsozial und ver¬
werflich ,sich Massnahmen zugunsten der Angestllten von Massnahmen zugunsten

der Rationalisierung abkaufen zu lassen ,wie es auch in diesem Falle wieder ge¬
schehen ist . DerRedner erklärt ,dass der vierzehnte Monatsgehalt nur eine Son¬
derzahlung ist ,nicht aber als eine Gehaltsregulierung angesprochen werden
kann .Auh er kritisiert die Behandlung der Pensionsparteien ,wobei er erklärt ;
dass auch in diesem Punkt die Partei der Arbeiter durch ihre Arbeiterfeind - ¬
lichkeit glänzt .( Beifall bei der Minderheit ) .St . . Speiser führt in seinem Schlusswort aus ,dass vom einem Aus¬
schinden der Angestellten nicht gesprochen werden kann .Die Arbeitsverhältnis
se bei der Wiener Strassenbahn sind ähnlich wie Bed anderen grossen Strassen¬
bahnen in Deutschland und sicher besser als bei den anderen Strassenbahnen
in Oesterreich .Bezüglich der Pensionsparteien erklärt er ,dass es die Lage der
Pensionskasse leider nicht ermögliche , die Pensionsbezüge zu steigern .Ge¬
genüber der Auffassung ,dass der 1h .Monatsgehalt nur eine Sonderleistung
sei,stellt der Referent fest ,dass es sich dabei um einen klagbaren Lohnaus - ¬
spruch handelt .( Beifall bei der Mehrheit ) .

DerArbeitsvertrag ,Werkstättenvertragsowiedie Dienstordnungwerden
genchmigt .
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Es gelangt nun die Verwaltungsgruppe Wohnungswesenzur Beratung .
Sie wird von dem amtsführenden Stadtrat Weber eingeleitet .Er führt aus :

Die Wohnungspolitik gibt der Gemeinde das Gepräge . Sieist in jeder
Beziehung für den Haushalt jedes einzelnen Bewohners dieser Stadt von gröss - ¬
ter Bedeutung .Sie steht daher mit vollem Recht im Lichtkegel aller Kritik

und der Betrachtung ihrer Anhänger und Gegner .
Das erste grosse Bauprogramm von 25 . 000Wohnungen und das Zusatz¬

programm von 5000 Wohnungenist erfüllt .Im Mai 1927 hat der Gemeinderatden
Bau von weiteren 30 . 000Wohnungen beschlossen ,die von 1928 angefangen ,in
einem Zeitraum von fünf Jahren gebaut werden müssen .Auch ein Teil dieser
Wohnungen ist heute bereits fergig und bezogen .In den Voranschlägen der Ge¬
meinde wurden bisher 553 Millionen Schilling für den Wohnungsbau bewilligt .
Der Voranschlag für 1930 sieht 90 Millionen Schilling vor .Selbstverständlich
können die Kosten von 6000 Wohnungen ,diese Zahl wird jedes Jahr gebaut ,
nicht genau präliminiert werden .Dazu wärennicht nur sehr umfangreiche Kos¬
tenvoranschläge erforderlich ,sondern man müsste geradezu mit prophetischen
Blickcht alle Preisänderungen auf dem Baustoff -und Arbeitsmarkt vor¬
aussehen .Im Laufe dieses Jahres wurden beispielsweise die Löhne der Bauar¬
beiter um 1o bis 11 Prozent erhöht,was die Baukosten um vier his fünf Millio¬
nen Schilling steigerte . DieTariferhöhung der Bundesbahnen von rund 21 Pro¬
zent blieb selbstverständlich auch auf die Baukosten nicht ohne Einfluss .

Es handelt sich um nicht weniger als 500 . 000Tonnen ,die bei der Tarifberech¬
nung in Frage kommen .Allgemein bekannt ist ,dass in den letzten zwei Jahren

alle Preise sehr stark angezogen haben .Der wöchentliche Geldbedarf für die
städtischen Bauten beträgt mindestens ' 2Millionen Schilling .Der im Budget
genehmigte Kredit bezieht sich immer auf alle im Bau befindlichen Wohnungen .
Die endgiltigen Baukosten können erst nach Abschluss des einzelnen Baues
ermittelt werden . DieMitglieder des Finanzausschusses und des Ausschusses
für Wohnungswesen haben vor einigen Tagen die Abrechnungstabelle über die
zuletzt bilanzierten Bauten zugestellt erhalten .Rund die Hälfte der Bauten
sind schon zur Gänze abgerechnet .Die Abrechnung ergibt ,dass die Kosten
einer 18 ' 5Quadratmeter grossen Wohnung 14 . loo Schilling betragen ,werin

aber die Ausgaben f ür Geschäftslokale ,Zentralwäschereien ,Badeanlagen ,Bib¬
liotheken und Horte bereits eingerechnet sind .Ein Siedlungshaus mit einem

Ausmass von 65 Quadratmeter kostet einschliesslich der zehnprozentigen Sied¬
lerleistung Il . 000Schilling . DieAbrechnung hat auch ergeben ,dass für die
Bauten des Jahres 1924 für den Quadratmeter verbauter Fläche 102 Schilling
und für den Kubimster umbauten Raum 32 ' 80Schilling von der Gemeinde ausge - ¬— 1geben wurden .Im Jahre 1928 waren die Ausgaben für den Quadratmeter 177
Schilling ,für den Kubikmeter 50 Schilling .Daraus ersieht man die Steige¬
rung der Baukosten . DieFachleute werden zugeben ,dass diese Kosten verhält¬
nismässig gering sind . Esist von Interesse fetszustellen ,wie hoch sich
der durchschnittliche Preis des Kubikmeters umbauten Raumes bei privaten
Bauten stelltrAus den bisher bei der Geschäftsstelle für die staatliche
Wohnbauförderung eingereichten Privatbauprojekten ergibt sich ,dass bei Miet¬
häusern mit Kleinwohnungen der Kübikmeter umbaute Raum auf 62 ' 27bis 66
Schilling kommt .Die Ein - undZweifamilienhäuser sind unverhämtnismässig
teurer als die Siedlungshäuser der Gemeinde Wien .Tatsache ist ,dass die Ge¬
meinde billig baut .Nach dieser Darstellung erlaube ich mir nunmehreinenResamtüber¬
blück über die Wohnbautätigkeit der Gemeinde zu geben . Biszum 31 .Dezember
1929 werden insgesamt 38 . 204Wohnungen bezogen sein .Im Bau befinden sich
derzeit auf 84 Baustellen insgesamt 8936 Wohnungen ,ferner wirdgegenwärtig
an den Projekten für weitere 11 . looWohnungen auf 73 Bauplätzen gearbeitet .
Der Gemeinderat hat beschlossen ,auch die Bundeswohnbauhilfe in Anspruch

staatlichen Wohnbauförderung bis zuzehntau¬zu nehmen und im Rahmen der
send Wohnungen zu bauen . DieGemeinde Wien hat bereits bei der staatlichen
Geschäftsstelle 16 Projekte mit rund 1600 Wohnungen zur Genehmigung einge¬
reicht .Leider wurde bis heute noch nicht ein einziger Bau bewilligt .( Hört !
Hört ! beider Mehrheit )Ich hoffe aber ,dass in der allernächsten Zeit eine

Erledigung unserer Ansuchen erfolgt .Vor Jahren wurde von mir der Auftrag erteilt ,möglichst viele
freischaffende Architekten zur Flanverfassung heranzuziehen .Rund 200 Pri¬
vatarchitekten haben bisher von der Gemeinde Aufträge erhalten .Etwaein
Viertel aller Bauten wurden von den Architekten des Magistrates selbst pro¬
jektiert .Die Architekturabteilung wirkt natürlich auch bei der Projekt¬
verfassung der Privatarchitekten mit . DieViel gestaltigkeit der künstleri - ¬

schen Lösungen bei den Bauten und die Betonung einer besonderen Wiener No¬
te ist gewiss der Heranziehung einer so grossen Zahl freischaffender Archi¬
tekten zu danken .( Lebhafte Zustimmung ) .

St . . Webergibt nun einige sehr interessante Zahlen über den Ma¬terialverbrauchbei denstädtischenWohnbautenbekannt .Bisherwurdennicht
wenigerals 607 . 868EisenbahnwaggonsMaterial verbraucht ,diehintereinander
gestellt einen 3500 Kilometer langen Zug bilden würden .An Bausand wurden
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350 . 000Waggonsverarbeitet an Zement30 . 000Waggons,anMauerziegel
170 . 815 ,an Bauplatten 10 . 313 ,an Schottermaterial 7000 ,an Kalk6550 ,an Pdelputz 5600 ,an Kunststein 5235 an Betonrundeisen 3500 ,anGips
ebenfalls 3500 ,an Klinkerziegel 2560 an Pachziegel 2550 ,an Steinen2131 ,an Fenstern und Türen 1136 ,an Glas ,Eisen -undMetallgegenständen
963 an Farben ,Lacken und Dachpappe 110 und an Linoleumbelag drei Waggons .

WeitüberWienhinaushat dieser gewaltigekaumvorstellbareMaterialein¬kauf der eschäftswelt Verdienst ,der Arbeiterschaft und dem ewerbeBe¬
schäftigunggegeben .Eswurdedamiteine wahrhaftgrosszügigeArbeitslo¬senfürsorge geleistet .( Beifall bei der Mehrheit ) .

Auchder Verbrauch an Baugelände zeigt die Grösse derWienerstädtischen Wohnbautätigkeit .Für die Hochbauten wurden . 2Millionen
Quadratmeter verwendet ,davon aber nur rund 15 Prozent verbaut .Die andere

Fläche wurdefür GartenanlagenundHöfebeansprucht .Für dieSiedlungsan¬
lagen wurden . 9MillionenQuadratmeterverwendet .AufdiesemGeländesind5170 Einfamilienhäuser und ausserdem noch 601 " ohnungen in Mehrfamilien¬
häusern errichtet worden .Zusammen hat die Gemeinde bisher . 1Millionen
Quadratmeter verbaut .

Wir können mit Stolz sagen ,dass Wien auf dem Gebiet des Woh -
nungsbaues in Europa führend geworden ist .Unsere Wohnhausanlagen enthal¬

ten auch mannigfache soziale ,gesundheitliche und kulturelle Einrichtungen¬
Ich will nur erwähnen ,dass bisher 27 zentrale Waschküchenanlagen ,ferner
59 zentrale Badeanlagen ,11 Kinderhorte ,16 Kindergärten ,19Jugendhorte ,
10 Mutterberatungsstellen ,6 Tuberkulosenfürsorgestellen ,1Schulzahnkli¬
niken ,zwei Furnsäle ,sechs Vortragssäle ,14Krankenkassenambulatorien ,
zwei Feuerwachen ,16 Bibliotheken und 38 Pokale für die Hausgemeinschaften

und ' ereine errichtet worden sind .
Ende1929 wird die Gemeinde51 . 166Wohnungenund 2875Geschäfts¬

lokale verwalten .Für die Instandhaltung der Häuser ist imVoranschlag
ein Betrag von 1,982 . 650Schilling vorgesehen .

Sehr eingehend beschäftigt sich nun Stadtrat Weber mit demKa¬
pitel Wohnungsvermietung .Er teilt mit ,dass am 1 .Jänner 1929 bei der städ¬
tischen Wohnhäuserverwaltung 22 . 392Wohnungssuchende vorgemerkt waren .

Bis 1 .November 1929 wurden 5316 Parteien untergebracht .Die Frage ,wieso
es komme ,dass trotz der grossen Wohnbautätigkeit noch immer eine so gros¬
se Wohnungsnot bestehe beantwortet StR . Webersehr eingehend .Er verweist
darauf ,dass für eine Grosstadt die Regel gilt ,für je hundert Eheschlies¬
ungen unter Berücksichtigung der Zuwanderungen 15 bis 50 Wohnungen zu bau - ¬
en .Die Zahl der Haushaltsgründungen von 1919 bis 1929 ist aber viel grös¬
ser gewesen ,als in den Vorkriegsjahren .Von 1909 bis 1913 wurden rund
95 . 000Wiener Haushalte neu gegründet .Von 1911 bis 1918 rund 77 . 000 .
Von 1919 bis 1923 rund 132 . 000und von 1924 bis 31 .Oktober 1929 rund
99 . 000 .Seit dem Jahre 1921 ,also seit der Zeit ,wo die Gemeinde mit
ihrer grosszügigen Bautätigkeit begonnen hat ,beträgt der Wohnungszuwachs
gemessen an der Zahl der Haushaltsgründungen rund 38 Prozent .Es kommen
also auf je hundert neue Haushaltsgründungen 38 Wohnungen .Damit ist der

normale Bedarf meiner Ueberzeugung nach gedeckt .Der grosse Abgang ,der
sich aus der Einstellung der Bautätigkeit in den Jahren 1914 bis 1921
ergibt ,wird ,weil der Geburtenrückgang auch einen Rückgang der Haushalts¬
gründungen zur Folge haben muss ,durch diesen Ausfall in dem nächsten Jahr¬
zehnt vollständig aufgeholt sein .Nach einigen Jahren werden viel weniger
Leute heiraten und die Nachfrage w nach „ ohnungen wird stark sinken .Der
zweite Grund ,warum heute noch die Nachfrage nach Wohnungen so gross ist ,
ist die riesenhafte Zahl kleiner und schlechter Wohnungen .Es gibt nach

einer amtlichen Zählung vom April 1917 in Wien nicht weniger als 1l . 100
Wohnungen ,die nur einen Vohnraum haben .Aus Küche und einem Kabinett be¬
stehen 37 . 126 Wohnungen ,ausserdem gibt es in Wien noch einige tausend
Kellerwohnungen .Die Sewohner dieser Elendsräume bestürmen natürlich die
Gemeinde .Auch der hohe Untermietzins und die vielen gerichtlich gekündig¬

ten Familien belasten das Wohnungsamt .Bei den WienerBezirksgerichten
wurdan in den ersten acht Monaten rund 10 . 000Kündigungen eingebracht .
Nicht übersehen darf auch die grosse Zahl der Baufälligen Häuser werden ,
die ebenfalls zur Verschärfung der Lage beiträgt .Da gibt es nur ein Mit¬
tel :Bauen ,solange ,bis nicht mehr die Mieter für eine Wohnungen ,sondern
umgekehrt ,die Wohnungen für die Mieter vorgemerkt sind .( Lebhafter Bei¬
fall bei der Mehrheit ) .

Im Voranschlag sind auch 500 . 000Schilling als Zuschüsse für
den Mietzins in solchen Häusern vorgesehen ,in denen der Instandhaltungs¬
zins mehr als das Viertausendfache der Friedensmiete beträgt .Bisher wur¬
den für 3230 Wohnungen 16 . 298Schilling monatliche Zuschüsse bewilligt .

Die Wohnungspolitik in der Gemeinde bildet einen der stärk¬
sten Tragbalken im Wiederaufbauwerk unseres Gemeinwesens .Der Erfolg die - ¬
ser Politik zeigt sich in den nahezu 10 . 000fertigen Wohnungen und in der
gesteigerten Lebens -und Arbeitsfreude ,sowie in der zuversichtlichen Hoff - ¬
nung der Wiener Bevölkerung auf Pefreiung aus der noch bestehenden Wohnungs - ¬
not in einer absehbaren Zeit .( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .
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GR. Ullreich( . . )bemerktzunächstgegenüberdenAusführungendes

St . . Weberes sei nicht richtig ,dass die Opposition den städtischen Wohnhaus¬
bauin GrundundBodenverdamme ,Wirwendenunsnurdagegen ,dassSiedurch
IhreWohnungspolitikjedeandereBautätigkeitunmöglichmachen.DerRednerbe¬
streitet sodann die Behauptung des St . . Weber ,dass die Gemeindebilliger
baue als privat gebaut werde indem er bemerkt ,der niedrige Einheirspreis bei
den Gemeindebauten ergebe sich aus der Mammonsgrössedieser Bauten unddaraus ,
dass die Gemeinde infolge ihrer Machtstellung sich bessere Baubedingungenzu

schaffen versteht als ein Privater ,sei aber kein Gradmesser dafür ,dassdie
Gemeindebillig baue. SodannbefasstsichGR. UllreichmitdemKleingartenwesen
und bedauert ,dass die Post für das Kleingartenwesen verringert wordensei .
Er verweist auf die vom Kleingartenkongress beschlossenen Forderungen der

Kleingärtner und unterstüttt namentlich die Forderung nach mehrGartengelände
und nach Förderung der Kleintier -und Bienenzucht .Er stellt weiters fest ,dass

nur35MillionenWohnbausteuerfür ohnungsbautenverwendetwerden ,die
anderen

übrigen 65 Prozent der Baukosten aber aus Steuergeldern bestritten werden .
Sodann übt er Kritik an den Wohnungszuweisungen .Angeblich erfolgen dieZuwei¬

sungendurch das Wohnungsamt,in Wirklichkeit aber durch dieParteiorganisa¬
tionen der Mehrheit .Es bestcht hier eine ganz kontrollose Wirtschaft .Wiesehr

bei der Wohnungszuweisung die Parteipolitik mitspielt ,geht daraus hervor ,dass
in den Gemeindewohnungenzu 99 Prozent Sozialdemokraten wohnen .Er stellt wei¬

ters die Frage ,ob die in den städtischen Wohnungenuntergebrachten Mieter

alle mit I qualifiziert sind undbeantragtschliesslichdie Einsetzungeiner
nach demGrundsatz des Proporzes gebildeten Kommission ,welche die Zuweisung
von Wohnungenvorzunchmenhat .Die Mehrheitmüssefür diesen Antragstimmen ,
wennsie nichtszu verbergenlat .( LebhafterBeifall bei der . . )

GR. Schiener( . . ) bemerkt ,St . . Weberhabe heute mit einer gewissen
Begeisterungüberdie Erfolgedes städtischenWohnbauesgesprochen .Manmüss¬
te nach dieser Rede glauben ,dass es dem Wiener Baugewerbe glänzend geht ,

während es in Wahrheit noch niemals ein so grosses Elend unter denBaugewer¬
betreibende n gegebenhat wie gerade heute .Nur ein ganz geringer Teilder
Baugewerbetreibendenwirdzu denGemeindewohnhausbautenherangezogen.DerRod¬
ner kritisiert auch das Finanzierungssystem der städtischen Wohnhausbauten
underklärtesfürunmöglich,dasssogrosseSummenvoneinereinzigenGene¬
ration für Bauten aufgebracht werden ,die für Generationen bestimmt sind .

Manmüsstesichdochendlichentschliessen ,für die WohnhausbauteneineEn¬
leihe aufzunehmen. GR. Schienermachtder GemeinderatsmehrheitzumVorwurf ,dass
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sie zur Förderungder privaten Bautätigkeit gar nichts beigetragen habe .Er
ersuchtumdie möglichstrascheErledigungvönBaubewilligungsansuchenund
übtKritikandemSystemderWohnungszuweisungen.LeüteausdemOsten
wurdenin Wieneingebürgertundes wurdenihnenWohnungenzugeteilt ,während
BodenständigekeineWohnungbekommenDerRednerverlangtdanneingehendeAuf¬
klärungenüberSetzungenimAmalienbad ,überein Baugebrechenin demstädti¬
schenWohnhausbauin derSechsschimmelgassesowieüberZementplattenpflasterur
gen ,die in der letzten Zeit bei verschiedenenWohnbautengemachtwurden.
Er kritisiert ,dass durch die wahllosen Grund - undHäuserankäufedieGemein¬
de bestrebt sei ,den Haus -und Grundbesitzin Wienzu sozialisieren .Armen,
gebrechlichenHausbesitzernwerdeihr HabundGutumeine kleineRente
abgeschachert . DerRedner kommtdann auf die Unterbringung eines Arbeiter¬
heimesin demstädtischenWohnhausbauin der Ybbstrassezu sprechenund
erhebt gegen eine solche Vermengungvon Steuergeldern den schärfsten Pro¬
test . ) Beifall bei der Minderheit ) .

GR .Millik ( . . )beschäftigt sich mit den Ueberschreitungen bei

einzelnenstädtischenNeubauten . Siesind auf das SystemSiegel - Fuchszu¬
rückzuführen ,da unter deren Aera die Bauten unordentlich durchgerechnet
wurden .Darauf ist es zurückzuführen ,dass zum Beispiel der städtische Wohn¬

hausbau in der Koppstrasse ,der mit 680 . 000Schilling veranschlagt war ,

1,080 . 000Schilling schliesslich kostete . Esist nur zu begrüssen ,dassnun¬
mehrdiesenunhaltbarenZuständeneinEndegemachtwordenist .Während
früherdie MitgliederdesGemeinderatsausschussesfür Wohnungswesendie
Baustellen nicht besuchen konnten ,ist dies ihnen nunmehr nicht mehr ver¬

wehrt .Hinsichtlich der Unterbringung eines Arbeiterheimes in demstädti¬

schen Wohnhausbauin der Ybbsstrasse erklärt der Redner ,dass diese Angele¬
genheit einmal schon im Ausschuss für Wohnungswesenbehandelt wordenist .
Damalsjedoch handelte es sich umeinen Bibliothekssaal .Nunmehraberschreibt

dicArbeiter-Zeitung,dassdieserBibliotheksaaleinArbeiterheimist . Wirha¬
bonschonim Ausschussdarauf verwiesen ,dass eine solche Verwendungvon
Steuergeldern unstatthaft ist . DicVerantwortung tragen Sie und Siewerden
dafür auch zur Rechenschaft gezogen werd n .( Beifall bei derMinderheit ) .

DieVerhandlungwirdum22Uhrabgebrochen .
Nächste SitzungMontagum17Uhr.
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